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Geleitwort

Vor 20 Jahren war einer der großen Wendepunkte in der deutschen
Geschichte. 1989 brach die Staatsmacht der DDR unter dem Druck des Vol-
kes zusammen. Kurze Zeit sp�ter entschied sich das Volk f�r eine rechts-
staatliche Verfassung. Die B�rgerinnen und B�rger der alten Bundesrepu-
blik kamen schon 60 Jahren fr�her in diesen Genuss, als das Grundgesetz
in Kraft trat. Vor 90 Jahren besiegelte die Weimarer Reichsverfassung nach
Niederlage und Kapitulation im 1. Weltkrieg endg�ltig das Ende der Monar-
chie und l�utete in Deutschland das Zeitalter der parlamentarischen Demo-
kratie ein. Drei Ereignisse, die nicht nur den Gang der Geschichte, sondern
auch Rechtswissenschaft und Rechtsanwendung nachhaltig beeinflusst
haben.

Der Sammelband „Wendepunkte“ erscheint daher genau zum richtigen
Zeitpunkt. Namhafte Mitglieder der Rechtswissenschaftlichen Fakult�t der
Friedrich-Schiller-Universit�t in Jena haben in der Woche der Rechtswis-
senschaft vom 11. bis zum 15. Mai 2009 einschneidende Wegmarken aus
den letzten 100 Jahren aufgegriffen und ihre Auswirkungen auf Rechtsset-
zung und Rechtsanwendung beleuchtet.

Der Blick auf rechtliche Umorientierungen beginnt 1919 mit der Weima-
rer Reichsverfassung. Mit ihr wurde Deutschland erstmals eine parlamenta-
rische Demokratie und mit ihr vollzog Deutschland einen Wechsel vom
Kaiserreich zur Republik. Unter dem Eindruck des verlorenen Krieges
stand in ihrer Pr�ambel erstmals die Aufforderung, dem Frieden zu dienen,
ein Novum der Verfassungsgeschichte.

Die Weimarer Reichsverfassung war außerdem die Grundlage f�r Ent-
wicklung der Sozialstaatlichkeit in Deutschland und hat deren Auspr�gung
in den folgenden Jahren bis heute erst ermçglicht.

Auch in Weimar und auch 1919 gr�ndete Walter Gropius das Staatliche
Bauhaus. Wer h�tte erwartet, dass die weltber�hmte Kunstschule bis heute
die Rechtsprechung zum Urheberrecht beeinflusst? Der Wendepunkt in
Architektur und Kunst lçste auch viele urheberrechtliche Streitigkeiten
aus, die zum Teil bis zum Bundesgerichtshof gelangten.

1923 wurde erstmals der Versuch unternommen, die noch junge Diszip-
lin des Arbeitsrechts in einem Allgemeinen Arbeitsvertragsgesetz zu kodi-
fizieren. Das Vorhaben scheiterte bekanntlich ebenso wie auch alle wei-
teren Bestrebungen dieser Art.

Erfolg war im Jahr 1923 aber dem Reichsjugendgerichtsgesetz beschert.
Erstmals gab es ein eigenst�ndiges Gesetz �ber die strafrechtliche Behand-
lung von Jugendlichen. Vor dem Hintergrund, dass dabei unstreitig andere
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Ans�tze und Ziele verfolgt werden m�ssen als bei der Bestrafung von
Erwachsenen, darf dies ohne �bertreibung als wichtiger Wendepunkt im
Jugendstrafrecht angesehen werden.

Die Weltwirtschaftskrise 1929 ver�nderte Wirtschaftsordnung, Gesell-
schaft und Politik der Industriestaaten grundlegend. In Deutschland trug
sie einen nicht unerheblichen Teil zum Ende der Republik bei. Nur vier
Jahre sp�ter stand mit der Macht�bernahme durch die Nationalsozialisten
der n�chste Wendepunkt an. Das neue politische System der Diktatur ver-
�nderte nicht nur die Funktionsweise des Gesetzgebers, sie beeinflusste
auch das materielle Recht und die juristische Methodenlehre.

Nach dem 2. Weltkrieg entstand in der Bundesrepublik eine freiheitliche
und auf der sozialen Marktwirtschaft basierende Gesellschaftsordnung. Der
schnell aufbl�hende Wohlstand beruhte auf Wettbewerb, dessen Funk-
tionsf�higkeit im Jahr 1958 mit dem Gesetz gegen Wettbewerbsbeschr�n-
kungen erstmals abgesichert wurde.

Der gesellschaftliche und politische Wandel der sp�ten 60er Jahre hat die
zwischen 1969 und 1974 verabschiedeten Strafrechtsreformgesetze maß-
geblich beeinflusst. Sexualstrafrecht, Abtreibungsstrafrecht und Demons-
trationsstrafrecht wurden liberalisiert.

Wie bereits angedeutet, bahnte sich 1989 einer der entscheidenden Wen-
depunkte der deutschen Geschichte an. Das politische und zum grçßten
Teil auch das rechtliche System der DDR wurden aufgelçst. Im Zuge der
justiziellen Aufarbeitung des DDR-Unrechts wurde ein Rechtsgedanke ver-
festigt, der seinen Ursprung im Jahr 1946 hat und von dem man in der
Nachkriegszeit annahm, er habe sich als deutscher Sonderweg schon erle-
digt: die Radbruchsche Formel. Die ihr zugrunde liegende Theorie f�hrte
zur Strafbarkeit der Mauersch�tzen und ihrer Befehlshaber.

Der Blick auf die Wendepunkte des Rechts endet mit zwei hoch aktuellen
Themen. Im Juni 2009 wurden in Bundestag und Bundesrat die Ergebnisse
der Fçrderalismuskommission II mit nachhaltigen Auswirkungen auf die
Finanzverfassung verabschiedet. Das Grundgesetz wird eine Schulden-
bremse enthalten, welche dem Staat die Aufnahme von Krediten zum Haus-
haltsausgleich nur in wenigen Ausnahmef�llen gestattet. Einer der Ausnah-
mef�lle w�re die derzeitige Finanz- und Wirtschaftskrise. Sie wird – auch
wenn ihre Folgen noch nicht absch�tzbar sind – ebenfalls als Wendepunkt
in die Rechtsgeschichte eingehen. Neben Rettungsschirm und Konjunktur-
paketen wird es vor allem �nderungen der wirtschaftsrechtlichen Rahmen-
ordnung geben. Mit dem Gesetz zur Angemessenheit der Vorstandsver-
g�tung wurde bereits ein erster Schritt unternommen.

Die gegenw�rtige Finanzkrise wird nicht der letzte Pr�fstein und Kreuz-
weg bleiben. Die Beitr�ge in diesem Buch zeigen aber, dass Rechtswissen-
schaft, Rechtsanwendung und Gesetzgebung es zu jeder Zeit verstanden
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haben, gute und schlechte Wendepunkte zur Umorientierung und Verbes-
serung des Rechts zu nutzen.

Allen Autoren danke ich f�r Ihre hervorragenden Vortr�ge. Herrn Profes-
sor Dr. Pauly geb�hrt besonderer Dank f�r seine Idee, die Vortr�ge zur
Woche der Rechtswissenschaft in diesem Band zusammenzutragen und
daf�r, dass er die M�hen des Herausgebers �bernommen hat.

Allen Leserinnen und Lesern w�nsche ich eine spannende Lekt�re �ber
vergangene, aber keineswegs �berholte Wendepunkte im Recht.

Marion Walsmann
Justizministerin des Freistaats Th�ringen
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Vorwort

Angesichts der Jubil�en von 90 Jahren Weimarer Reichsverfassung, 60 Jah-
ren Grundgesetz und 20 Jahren „Friedliche Revolution“ veranstaltete die
Rechtswissenschaftliche Fakult�t der Friedrich-Schiller-Universit�t Jena
vom 11.–15. Mai 2009 eine „Woche der Rechtswissenschaft“ zum Thema
„Wendepunkte“, um Schlaglichter auf die Entwicklung der dogmatischen
Teildisziplinen des Zivil-, Straf- und �ffentlichen Rechts, aber auch der
Methodenlehre und Rechtsphilosophie in den letzten 100 Jahren zu werfen.
Die hier versammelten Referate fragen nach Z�suren, Umorientierungen
und Bewegungslinien in der Rechtsentwicklung selbst wie in der sie beglei-
tenden Wissenschaft. Die Zugriffe erfolgen angesichts der Weite des Zeit-
und Themenzusammenhangs punktuell und exemplarisch. Sie gelten teils
den Umbr�chen im Jahrhundert der Extreme (E. Hobsbawm) und ihrer
„Wahrheit“, teils den von ihnen herr�hrenden Erfahrungen, Pr�ge- und
Folgewirkungen auch f�r die Gegenwart. Aus dem reichhaltigen Angebot
der Woche nicht dokumentiert wird namentlich das Podiumsgespr�ch
„1989 – die Friedliche Revolution“, das u. a. mittels von Zeitzeugen As-
pekte der Geschichte der DDR, insbesondere ihres Unterganges beleuchtete.
Sowohl f�r die Betrachtung der Weimarer Republik, der DDR wie der Bun-
desrepublik Deutschland erwies sich die Perspektive einer (verzçgerten)
„Westernisierung“ hilfreich, wie sie in der modernen historischen For-
schung entwickelt worden ist und grosso modo auch Deutschlands „langen
Weg nach Westen“ (H.A. Winkler) erhellt. Der Dank gilt allen Mitwirken-
den, den vortragenden Kollegen wie den diskussionsfreudigen Studieren-
den, in besonderem Maße auch dem Richard Boorberg Verlag, der eine kom-
fortable Drucklegung ermçglicht hat. Ohne die zuverl�ssige Betreuung
durch meinen wissenschaftlichen Mitarbeiter Herrn David Jungbluth h�tte
der Band nicht so reibungslos und z�gig erscheinen kçnnen.

Jena im Sommer 2009 Walter Pauly
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Weimar 1919
– Demokratie von oben oder von unten?
Von Prof. Dr. Gerhard Lingelbach

Im einstigen Hoftheater1 zu Weimar, dem Ort, an dem Ende Juli 1919 die
Verhandlungen zu einer Verfassung der ersten deutschen Republik beendet
waren, kamen drei Wochen darauf – am 21. August – noch einmal die Abge-
ordneten der Nationalversammlung sowie geladene G�ste zusammen. Der
Anlass war die feierliche Vereidigung des Reichspr�sidenten Friedrich
Ebert. Als Pr�sident Ebert zu dem Rednerpult trat, fehlte das Manuskript
mit dem vorgeschriebenen Text. Nachdem das Orgelspiel verklungen war,
kam es zu einer stçrenden Pause, in der sich Peinlichkeit breitmachte. Ein
Zeitzeuge als Zuschauer, Harry Graf Kessler2, vermerkt zu all dem spitz in
seinem Tagebuch: „Alles im Bratenrock, Orgelvorspiel auf der mit Blumen
und den Reichsfarben geschm�ckten B�hne, alles sehr anst�ndig, aber
schwunglos wie bei einer Konfirmation in einem gutb�rgerlichen Haus.“3

Und er f�gte noch an, „die Republik solle besser allen Zeremonien aus
dem Wege gehen, diese Staatsform eigne sich nicht dazu“.

Welche Zeremonien, welcher, wann zu feiernder Tag einer Republik
anstehen, ist hier nicht das Thema. Sehr wohl sollte aber dieser Weimarer
Republik – die vielleicht doch nicht nur aus politischer Not heraus in der
kleinen, drei Monate zuvor noch F�rstenresidenzstadt tagte, was gleich
einer ganzen �ra den Namen gab – nicht nur in Jubil�umsjahren erinnert
werden.

Dieses Erinnern kann hier nur knapp unter zwei Gesichtpunkten erfol-
gen:
1. War es eine Demokratie von oben oder von unten?
2. Wie war das politische Umfeld im Reich, wie am Tagungs- und Verhand-

lungsort und welche Wirkungen konnten dabei auf die Abgeordneten
ausgehen?
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1 Das Hoftheater trug seit dem 17. November 1918 den Namen Landestheater in Weimar. Am
19. Januar 1919, dem Tag der Wahlen zur verfassungsgebenden Nationalversammlung, erkl�rte
der Generalintendant des Theaters – im Einverst�ndnis mit der provisorischen Weimarer
Regierung – zu Beginn einer Auff�hrung von Schillers Drama „Wilhelm Tell“ das Haus zum
„Deutschen Nationaltheater“. Die offizielle Umbenennung erfolgte am 11. November 1919.

2 Harry Clemens Ulrich von (seit 1879) Kessler, auch Harry Graf von (seit 1881) Kessler, (1868 –
1937): Deutscher Kunstsammler, Literat, Publizist, Politiker.

3 Kessler, Das Tagebuch 1880–1937. Bd. 7: 1919–1923, hrsg. von Rheintal, 2007, S. 311.



Zum ersten: Worauf baute diese Demokratie?

Fast undurchschaubar rangen in den politischen Wirren seit Anfang
November 1918 einerseits die etablierten Parteien, andererseits die vieler-
orts gebildeten Arbeiter- und Soldatenr�te um Dominanz. Letztere sind
auch Ergebnis des Kriegsverlaufs und der drohenden – vom US-amerikani-
schen Pr�sidenten Wilson geforderten bedingungslosen – Kapitulation
ohne Monarchen. Begleitet wird all das von mehr oder weniger radikalen
Forderungen und Handlungen der einen wie der anderen politischen Strç-
mungen.

Aus diesen K�mpfen und deren Ergebnissen sollen nur einige Stationen
der Abl�ufe in Stichworten benannt sein:

Um die Mittagsstunde des 9. November 1918 �bertrug Prinz Max von
Baden das Amt des Reichskanzlers dem Sozialdemokraten Friedrich Ebert.
Dies soll von den Worten begleitet gewesen sein: „Herr Ebert, ich lege ihnen
das Schicksal des Deutschen Reiches ans Herz“.

Sein Parteifreund Scheidemann çffnet gegen zwei Uhr ein Fenster des
Reichstagsgeb�udes und ruft çffentlich die Deutsche Republik aus.4

Zwei Stunden sp�ter tritt der Kommunist Liebknecht vor eine große
Gruppe von Demonstranten vor dem Berliner Schloss und ruft von dessen
Balkon die „freie sozialistische Republik“ aus – in Anlehnung an das sow-
jetrussische R�temodell.

Der zu dieser Zeit 48-j�hrige Friedrich Ebert stellt sich an die Spitze der
Revolution, um sie in parlamentarische Bahnen zu lenken und eine Ent-
wicklung analog zur russischen Revolution zu verhindern.5

Die Mehrheitssozialdemokraten (MSPD) einigen sich mit den Unabh�ngi-
gen Sozialdemokraten (USPD) am 10. November auf die Bildung eines pari-
t�tisch mit je drei Mitgliedern ihrer Seite besetzten Rates: Die neue deut-
sche Regierung – den Rat der Volksbeauftragten.6

F�r die verfassungsrechtliche Legitimation war damit ein Doppeltes
gegeben: Als ernannten Reichskanzler konnte man in der Person Friedrich
Eberts den noch von der alten Ordnung beglaubigten Macht- und Entschei-
dungstr�ger sehen.7 In seiner politischen Eigenschaft als Vorsitzender des
Rates der Volksbeauftragten gr�ndete er zugleich auf der revolution�ren
Komponente des Herbstes 1918, die eine wesentliche Akzeptanz seitens
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4 Vgl. Abendausgabe der Vossischen Zeitung vom 9. November 1918.
5 Er berief weitere Sozialdemokraten in sein Kabinett und bem�hte sich zugleich, die Minder-

heitssozialisten der USPD in die Regierung mit einzubinden.
6 Am selben Abend noch wurde dieser Beschluss von der Vollversammlung der im Zirkus Busch

versammelten Berliner Arbeiter- und Soldatenr�te gebilligt. Vgl. auch Aufruf des Rates der
Volksbeauftragten an das deutsche Volk vom 12. November 1918 (RGBl. 1918, S. 1203).

7 Vgl. Huber, Deutsche Verfassungsgeschichte seit 1789, Band VI: Die Weimarer Reichsverfas-
sung, 1981, S. 5–7.



jener Kr�fte sicherte.8 Damit stand er den einen wie den anderen gegen�ber
in der Verantwortung. Auf diese Weise, „durch das Aufeinandertreffen der
beiden Bewegungen – quasi-legale Macht�berleitung ‘von oben’, revolutio-
n�re Machtbildung ’von unten’“ – kam Ebert in eine Doppelstellung und
Doppelfunktion hinein“ – so Ernst-Wolfgang Bçckenfçrde.9 Die Regierun-
gen der deutschen Bundesstaaten – eine Reihe hob mit der Bezeichnung
Freistaat den begonnenen republikanischen Charakter explizit hervor – hat-
ten in einem eigens errichteten Staatenausschuss den Beschluss �ber die
fçderativen Elemente der neuen Reichsverfassung gefasst.10

„Im Zusammenbruch der alten Ordnung, in den immer noch halbwegs
legalen Formen der �bergabe der zivilen und milit�rischen Macht sowie
in der Begr�ndung einer neuen Ordnung kraft einer durch Volkswahl beru-
fenen Nationalversammlung konnte man geradezu das Lehrst�ck f�r die
rechtsschçpferische Kraft einer Revolution sehen“11 – �hnlich formulierte
es Gerhard Ansch�tz in seinem Kommentar zur Reichsverfassung.

In diesem Spannungsfeld wirkten f�r knapp dreizehn Jahre nicht nur
Ebert – als der Pr�sident der jungen Republik –, sondern die verschiedens-
ten Kr�fte und M�chte.

Ende November 1918 beschlossen die Konferenzen der Regierungsvertre-
ter der Bundesstaaten die Aufrechterhaltung der Reichseinheit und die
Wahl einer Nationalversammlung. Der Rat der Volksbeauftragten schloss
sich dem im November an. F�r die Errichtung eines liberal-demokratischen
Verfassungsstaates waren die wesentlichen politischen und gesetzgeberi-
schen Voraussetzungen gegeben. Endg�ltig entschied dann der vom 16. bis
20. Dezember 1918 in Berlin tagende Reichskongress der Arbeiter- und Sol-
datenr�te zugunsten der von der Sozialdemokratie bevorzugten Lçsung und
best�tigte zugleich die bereits am 30. November ergangene Verordnung des
Rates der Volksbeauftragten zur Wahl einer Nationalversammlung.

Nunmehr wurde mit der Ausarbeitung eines Verfassungsentwurfs begon-
nen. Die Wahlen zum verfassungsgebenden Parlament waren auf den 19. Ja-
nuar 1919 festgelegt.12

15

Zum ersten: Worauf baute diese Demokratie?

8 Vgl. zu diesem Problem die gr�ndliche Analyse bei: Danz, Rechtswissenschaft und Revolu-
tion. Kontinuit�t von Staats- und Rechtsordnung als rechtswissenschaftliches Problem, dar-
gestellt am Beispiel der Novemberrevolution von 1918 in Deutschland, 2008.

9 Vgl. Erkl�rung des Staatssekret�rs des Reichsamts des Innern Dr. Preuß auf der zweiten L�n-
derkonferenz vom 25. und 26. Januar 1919, in: Stier-Somlo, Deutsches Reichs- und Landes-
staatrecht, Bd. 1, 1924, S. 256–270.

10 Vom 25. bis 30. Januar 1919.
11 Stolleis, Geschichte des çffentlichen Rechts in Deutschland, Bd. 3: Staats- und Verwaltung-

rechtswissenschaft in Republik und Diktatur 1914–1945, 1999, S. 91; dazu auch: Ansch�tz,
Die Verfassung des Deutschen Reichs vom 11. August 1919. Ein Kommentar f�r Wissenschaft
und Praxis, 14. Aufl. 1933, S. 207ff.

12 Verordnung �ber die Wahlen zur verfassungsgebenden deutschen Nationalversammlung
(Reichswahlgesetz) vom 30. November 1918 (RGBl. 1918, S. 1345).



Mit der Entscheidung f�r allgemeine Wahlen zur verfassungsgebenden
Verfassung und damit zugleich f�r Republik, Demokratie und Rechtsstaat
waren zwar wichtige Positionen abgesteckt, indes war damit nicht endg�l-
tig die Gewissheit der Durchsetzung gegeben. Weder hçrten die Unruhen
und Straßenk�mpfe im Reich auf, noch waren die �berwindung von Hun-
ger und Kriegssch�den absehbar, sodass sich damit auch kein Ende von
Lethargie und Hoffnungslosigkeit bei vielen Menschen abzeichnete.

Die Dezemberunruhen und der Aufstand im Januar brachten insbeson-
dere f�r Berlin eine Situation, die eine geordnete Arbeit der Deputierten –
nicht nur unbehelligt von Demonstrationen und Petitionen – nicht mçglich
erscheinen ließen.

Der politische Konflikt zwischen den Bef�rwortern einer Neuverfassung
der Gesellschaft zu einer parlamentarischen Republik auf der einen Seite
und den Anh�ngern einer R�tediktatur, wie sie seit einem reichlichen Jahr
in Russland herrschte, auf der anderen Seite war noch nicht endg�ltig
zugunsten von Demokratie und Freiheit entschieden. Im Gegenteil: In den
ersten Januarwochen spitzte sich die Konfrontation zu. Die unmittelbaren
Vorbereitungen zur Wahl der Nationalversammlung mobilisierten wie-
derum jene, die von einem verfassungsm�ßigen Weg nichts hielten.

Vielerorts waren Stimmen in unverhohlener Abneigung gegen eine
demokratische Verfassung offenkundig. Bedeutete dies alles schon Ein-
flussnahme auf die Wahlen, die W�hler, so kamen von diesem Umfeld
beeinflusst und beeindruckt ab Februar die Abgeordneten zusammen.

Nach dem Untergang der Monarchie war eine verfassungsgebende Ver-
sammlung – die Nationalversammlung – zu w�hlen. Am 19. Januar 1919
gaben bei den gleichen, geheimen Wahlen zum ersten Mal in der deutschen
Geschichte auch die Frauen ihre Stimmen ab.

Die Wahlen brachten folgende Verteilung der 423 Mandate f�r die Natio-
nalversammlung: 165 Mandate entfielen auf die Sozialdemokratische Partei
Deutschlands, 91 auf die Zentrumspartei, 75 auf die Deutsche Demokrati-
sche Partei, 44 auf die Deutsche Nationale Volkspartei, 22 auf die Unabh�n-
gigen Sozialdemokraten, 18 erzielte die Deutsche Volkspartei, 4 der Bayeri-
sche Bauernbund sowie 4 auf andere.

Die Abgeordneten des Parlaments nahmen am 6. Februar 1919 ihre Arbeit
in Weimar auf. Nachmittags um drei Uhr wurde die Nationalversammlung
im Weimarer Hoftheater feierlich erçffnet. In den n�chsten Monaten war
die th�ringische Residenzstadt der Aufenthalts- bzw. Garnisonsort f�r
2000 Zivil- und weitere 2000 Milit�rpersonen, die im Tross der National-
versammlung erforderlich waren. Nunmehr sollten die entscheidenden
Fragen, wie das k�nftige Deutschland verfasst sein sollte, debattiert und
entschieden werden.
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Als eine der ersten Aufgaben der Nationalversammlung schuf diese eine
vorl�ufige Regierungsgewalt durch Gesetz vom 10. Februar 191913 und
w�hlte tags darauf den Sozialdemokraten Friedrich Ebert – den Vorsitzen-
den dieser Revolutionsregierung – zum vorl�ufigen Reichspr�sidenten.
Nach der Verabschiedung des Gesetzes �ber die vorl�ufige Reichsgewalt,
das die Nationalversammlung und den Staatenausschuss, den Reichspr�-
sidenten und die Reichsminister zu den großen Institutionen des Reiches
bestimmte, wurde am 13. Februar die parlamentarisch gew�hlte Reichs-
regierung unter Philipp Scheidemann eingesetzt.14 Getragen wurde diese
Regierung von der „Weimarer Koalition“ (Sozialdemokraten, Zentrum und
Deutschdemokraten).15 Damit endete die T�tigkeit des Rates der Volks-
beauftragten. Ebert hat sich selbst nie ge�ußert, warum er dieses Amt und
nicht jenes fortzusetzen anstrebte, das er seit dem 9. November verantwor-
tete – das des Reichsministerpr�sidenten, wie das Amt des Reichskanzlers
in jener Zeit hieß.

In seiner Dankesrede nach der Wahl definierte er sein Amtsverst�ndnis
als Pr�sident des Reiches unter anderem mit den Pflichten: „Wahrer der
nationalen Einheit, als Sch�tzer des Rechts sowie (als Garant) der inneren
und �ußeren Sicherheit“ zu wirken. Aber er f�gte auch hinzu: „Ich will und
werde als der Beauftragte des ganzen deutschen Volkes handeln, nicht als
Vormann einer einzigen Partei. Ich bekenne aber auch, dass ich ein Sohn
des Arbeiterstandes bin, aufgewachsen in der Gedankenwelt des Sozialis-
mus, und dass ich weder meinen Ursprung noch meine �berzeugung
jemals zu verleugnen gesonnen bin.“16

Das politische Umfeld im Reich und
am Tagungs- und Verhandlungsort Weimar

Die endg�ltige Entscheidung f�r Weimar als Tagungsort der Nationalver-
sammlung war Mitte Januar gefallen. Die Hauptstadt des Reiches als der
Sitz des deutschen Parlaments bot – ebenso wie andere große St�dte – keine
Gew�hr f�r monatelange ungestçrte Verhandlungen der Abgeordneten.
Zudem war das Geb�ude des Reichstags bei den Straßenk�mpfen besch�-
digt worden. Die Regierungen s�ddeutscher Bundesstaaten sprachen sich
nachdr�cklich aus politischen Erw�gungen gegen Berlin aus.
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Neben Weimar wurde Bayreuth wie auch N�rnberg, Erfurt, Kassel, Eisen-
ach, auch Jena als Tagungsort in Erw�gung gezogen. Zu erf�llende Bedin-
gungen waren in jedem Falle, dass der Ort milit�risch zuverl�ssig abzusi-
chern, aber zugleich auch mit Verkehrsmitteln gut erreichbar sein musste.
Außerdem musste er �ber entsprechende R�umlichkeiten f�r die Hohe
Versammlung als auch das notwendige Personal durch Hotels und Privat-
quartiere verf�gen. Das seinerzeit 42000 Einwohner z�hlende Weimar
erf�llte diese Forderungen weitgehend. Die �ber die vorangegangenen Jahr-
zehnte verfolgte Politik des nun untergegangenen Großherzogtums einer-
seits sowie die Arbeit des B�rgermeisters der Stadt – Dr. Donndorf – ande-
rerseits hatten diese Einsch�tzung in Berlin, dass Weimar der geeignete Ort
sei, wesentlich beg�nstigt. Neben der sozialen Struktur trug maßgeblich zur
Entscheidung f�r Weimar bei, dass es – anders als bei �hnlich großen St�d-
ten – von den revolution�ren Erhebungen und Bestrebungen nur wenig
ber�hrt blieb. Die konservativ-b�rgerlichen Parteien �bten in Weimar den
grçßten politischen Einfluss aus. Im Gemeinderat gab es nur b�rgerliche
Abgeordnete. Viele Weimarer – das war bekannt – hatten eher eine monar-
chische Haltung. Selbst im sachsen-weimarischen Landtag stand die Stadt
im Ruf, bis auf die Knochen monarchisch gesinnt zu sein.17 Dieser Ausruf
traf auf erhebliche Teile der Bevçlkerung zu. Und auch die seit langem ver-
folgten Bem�hungen, Weimar zu einer Touristen- und Kongressstadt zu
entwickeln, hatten inzwischen zu hinreichend R�umlichkeiten f�r das
Unterbringen der erwarteten Personen gesorgt.

War die Wahl auf Weimar auch nicht wegen der geistigen Traditionen
gefallen, so war die Entscheidung doch auch vor diesem Hintergrund zu
sehen. Die Beziehung zur einstigen Dichter- und Philosophenhochburg
wurde erst gelegentlich und dann im Nachhinein immer h�ufiger beschwo-
ren. Friedrich Ebert, noch als Vorsitzender des Rates der Volksbeauftragten,
hatte die Erçffnungsrede im hellgr�n seidenen und weiß geschm�ckten
Theatersaal mit den Worten beendet, dass „[w]ir hier in Weimar die Wand-
lung vom Imperialismus zum Idealismus, von der Weltmacht zur geistigen
Grçße [vollziehen m�ssen]“ . . . „Jetzt muss der Geist von Weimar, der Geist
der großen Philosophen und Dichter wieder unser Leben erf�llen.“18

Mit �hnlichem Anspruch legte er f�nf Tage sp�ter, nunmehr als vorl�u-
figer Reichspr�sident, am Goethe-Schiller-Denkmal vor der Tagungsst�tte
der Nationalversammlung einen Lorbeerkranz nieder mit der Widmung
„Genio loci – der Reichspr�sident“.19 Dieser Bezug wurde sp�ter h�ufig her-
vorgehoben und eher zur Legende stilisiert als dass Weimar wohl in diesem
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18 Verhandlungen der Nationalversammlung 1919, (Fn. 14), S. 12f.
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Sinne die Tagung der Nationalversammlung und das Denken ihrer Repr�-
sentanten pr�gte. „F�r die Rechte ist die junge deutsche Demokratie die bit-
tere Frucht von Revolution und Niederlage, die man nicht mit dem Parnass
des deutschen Geistes krçnt.“20

Nach der Entscheidung f�r Weimar als Tagungsort war zun�chst eine
beachtliche logistische wie technisch-organisatorische Leistung in drei
Wochen zu erbringen. Bemerkenswert bleibt die logistische Leistung, diese
Versammlung in der ausgesprochen kurzen Frist vorzubereiten. Immerhin
waren neben den 423 Deputierten deren Tross von �ber 3000 Beamten,
sonstigem Personal sowie Journalisten unterzubringen und zu versorgen.
Hinzu kamen 6000 Soldaten in und um Weimar herum. All das schuf in
Weimar Quartiernçte und versch�rfte zudem die angespannte Versorgungs-
lage. Trotz rationierter Lebensmittel und der allgemeinen Krisensituation
im Reich funktionierte der Alltag in der Klassikerstadt weitgehend rei-
bungslos.

Ein technisches Problem stand vor allem mit den fehlenden Fernleitun-
gen f�r Telegraphie und Telefon, sodass noch w�hrend der Tagung in vielen
Straßen der Stadt Kabel verlegt wurden. Fast geringf�gig waren da solche
Anspr�che, aus dem Hoftheater das Theatergest�hl zu entfernen und die
Sessel aus dem Berliner Reichstagsgeb�ude aufzustellen. Das Theater
erhielt f�r jeden ausgefallenen Spieltag eine Entsch�digung von 7 000
Reichsmark aus Reichsmitteln.

Plenum, Aussch�sse und die meisten Fraktionen der Nationalversamm-
lung tagten im Hoftheater selbst. Das F�rstenhaus nahm den Staatenaus-
schuss der L�ndervertretungen auf und im Neuen Fl�gel des einstigen
f�rstlichen Schlosses waren die Wohn- und Arbeitsr�ume des Reichspr�-
sidenten sowie die B�ros der Reichsregierung und der Ministerien unterge-
bracht. Ebert und seine Mitarbeiter arbeiteten im Residenzschloss, der die
Soldaten befehlende General bezog mit seinem Stab das Schloss Belvedere.

Mit der Hauptstadt Berlin war neben einem zus�tzlichen direkten
Schnellzugpaar eine regelm�ßige Flugverbindung der Reichspost – der
erste regul�re Linienflugverkehr in Deutschland �berhaupt – zwischen
Johannisthal und dem Weimarer Flugplatz am Webicht eingerichtet.

�ber allem stand jedoch die milit�rische Sicherung. Auf Reichsebene
hatte der Rat der Volksbeauftragten Gustav Noske21 den Oberbefehl �ber
die Reichstruppen �bertragen.22 Dieser hatte f�r die nun anstehende beson-
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20 Merseburger, Mythos Weimar. Zwischen Geist und Macht, 3. Aufl. 2004, S. 287.
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truppen eingesetzt als Mitglied des Rates der Volksbeauftragten; ab 1919 erster Reichswehr-
minister.

22 Erlass der Reichsregierung �ber die vorl�ufige Regelung der Kommandogewalt und die Stel-
lung der Soldatenr�te im Friedensheer vom 19. Januar 1919. (Armeeverordnungsblatt 1919,
S. 54).



dere Aufgabe – Sicherung ungehinderter Verfassungsarbeit in Weimar – den
Generalmajor Maerker23 mit 6000 Mann in kriegsm�ßiger Ausr�stung in die
Stadt an der Ilm entsandt und um die Stadt sowie weitere 32 Dçrfer einen
Sperrg�rtel bilden lassen. Nach Weimar kam man nur mit einem Sonder-
ausweis. Der besondere Schutz galt dem Weimarer Hoftheater, dem F�rs-
tenhaus, dem Schloss sowie Bahnhof und Hauptpost. �ber die Stadt und
den nahe gelegenen Flugplatz Nohra wurde ein allgemeines Flugverbot ver-
h�ngt.

Die Debatten zur Ausarbeitung der Verfassung waren gekennzeichnet von
Ernsthaftigkeit, Sachlichkeit, Konzentration. Zumindest lesen sich so die
Dokumente und ist es den Beschreibungen von Zeitzeugen zu entnehmen.
Obwohl viele komplizierte Fragen heftig diskutiert wurden, verlief die
Arbeit an der Verfassung in Weimar sachlich, n�chtern und mit großem
Engagement der Abgeordneten. Davon zeugen auch die in drei B�nden ver-
çffentlichten Protokolle der Weimarer Nationalversammlung.

F�r die Abgeordneten lag inzwischen ein ausgearbeiteter Entwurf f�r die
k�nftige Verfassung vor. Hugo Preuß, ein Staats- und Verwaltungsrechtsleh-
rer, Rektor der Berliner Handelshochschule, war im November 1918 von
Kanzler Ebert zum Staatssekret�r des Inneren und zum Ausarbeiten eines
Verfassungsentwurfs berufen worden. Den Verfassungstext legte Preuß am
3. Januar vor. Er hatte allerdings schon seit dem Jahr 1917 an einem Entwurf
einer k�nftigen republikanischen Verfassung gearbeitet.24 Dieser Entwurf
bildete eine Grundlage f�r die in den n�chsten Monaten auszuarbeitende
Konstitution.25

Von den Abgeordneten waren dann im Ergebnis Republik, parlamentari-
sches System, Bundesstaat und Rechtsstaat ohne Kompromissformeln
beschlossenes Verfassungsrecht.

Mit vielen Kompromissformulierungen und -inhalten wurden andere
wesentliche Verfassungsbestimmungen erarbeitet. Beispielsweise die ver-
fassungsrechtliche Stellung des Reichspr�sidenten. Dessen rechtliche Stel-
lung und Kompetenzen gingen auch auf Vorstellungen Max Webers mit
zur�ck. An dieser Institution des Reiches ist ein Wandel in der Haltung zu
dieser Institution der k�nftigen Republik schon bei Weber vor und nach der
Revolution auszumachen. – Zun�chst wurde der Reichstag als die hçchste
Institution angesehen; um mit der ausgepr�gten Stellung des Reichspr�-
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23 Georg Ludwig Rudolf Maercker (1865–1924): Gr�ndete das „Freiwillige Landesj�gerkorps“
und schlug mit seinen Truppen in der Zeit nach der Novemberrevolution Aufst�nde nieder
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ersehnte Sitz im Reichstag der Weimarer Republik blieb ihm verwehrt. Seine Mahnungen
gegen die Benachteiligungen der Juristen j�discher Herkunft in deutschen Staatsdiensten
blieben ungehçrt.



sidenten starke Autorit�t und Kompetenz en zu verkn�pfen, die die Weima-
rer Republik auch als Pr�sidialrepublik ansehen ließen. Die dahinterste-
hende Idee war, die Reichsregierung zu dem Amt des Reichspr�sidenten
in eine ausgewogene Balance zu bringen. Dies sollte geschehen, indem
einerseits die Regierung durch den Reichspr�sidenten berufen werden soll-
te, andererseits die jeweiligen Minister auch die Pr�sidentenvorlagen durch
Gegenzeichnung mit verantworten sollten.

Kompromisse zeigen vor allem die Verfassungsartikel, wo die R�tefrage
tangiert war.

Das Ergebnis – die verabschiedete Verfassung – war so zwar legitimiert;
mitnichten als Verfassungswirklichkeit akzeptiert.

Es bleibt die Frage, ob die Abgeordneten ungestçrt, unbeeinflusst arbei-
ten konnten?

Ja und Nein! Politischem Druck waren sie ausgesetzt; unmittelbaren Ein-
fluss gab es zwar nicht in der Stadt Weimar, wohl aber im Umland im Fr�h-
jahr 1919.

Personen, die nicht Deputierte oder handverlesenes Personal waren,
gelangten nicht einmal bis in die N�he des Theatervorplatzes; einmal gab
es eine Bombendrohung – auch diese Stçrung verlief ohne tats�chlichen
Sprengstoff.

Die Sicherheit der Abgeordneten und damit auch des Begleitpersonals
garantierten preußische Schutzleute in blauen Uniformen mit Pickelhau-
ben: Sie sperren rund um die Uhr den Theaterplatz und �berpr�fen die
Sonderausweise, ohne die das Tagungsgeb�ude nicht betreten werden darf.
Ihnen assistieren 25 Berliner Kriminalbeamte, die verd�chtige Attent�ter
vorbeugend im Auge behalten sollten. Auf den Balkonen und hinter den
Fenstern der angrenzenden Geb�ude waren Soldaten, das Gewehr im Arm.
Verantwortlich daf�r war Gustav Noske, der milit�rische Volksbeauftragte,
der den unmittelbaren Schutz der Nationalversammlung dem Generalmajor
Georg Maerker anvertraute, weil dessen Freiwilligen-Korps als besonders
diszipliniert und loyal galt. Seine 6000 M�nner waren kriegsm�ßig bewaff-
net, sie zogen einen zehn Kilometer tiefen Sperrbezirk um Weimar und
besetzten alle wichtigen çffentlichen Geb�ude.

Einfluss auf die Kçpfe haben dennoch die Zeitereignisse, auf die ann�-
hernd einzugehen hier nicht der Raum ist. Da waren zum einen die Ver-
handlungen in den Pariser Vororten – f�r Deutschland sind es Versailles
und St. Germain, wo �ber Europas Zukunft und Deutschlands Schicksal
gefeilscht wurde.

Da ist aber zum anderen auch die innere Entwicklung, die im Ausland
nicht unwillkommen ist. Es ist der – aus vielerlei Ursachen aufgestaute –
Druck der sogenannten Straße. Am 1. M�rz 1919 erließ die Reichsregie-
rung einen Aufruf an die Bevçlkerung, in dem sie auf die das Reich bedro-
hende politische und wirtschaftliche Anarchie hinwies und ihre Ent-

21

Das politische Umfeld im Reich und am Tagungs- und Verhandlungsort Weimar



schlossenheit betonte, um des Lebens des Volkes willen jede Art von
Gewaltt�tigkeit r�cksichtslos zu bek�mpfen. Weiterhin hieß es in dem
Aufruf: „Gleich wichtig wie die politische ist uns die wirtschaftliche
Demokratie! Nur sie kann alle Kr�fte wecken und am Werke halten, die
unsern vçlligen Untergang abzuwenden vermçgen. Wir sind dabei, das
Gesetzbuch der wirtschaftlichen Demokratie zu schaffen: das einheitliche
sozialistische Arbeiterrecht auf freiheitlicher Grundlage. Wir werden die
Organe der wirtschaftlichen Demokratie ausbauen: die Betriebsr�te, wie
wir sie schon bei den Verhandlungen mit den Bergarbeitern aus dem Ruhr-
gebiet und aus Halle vorschlugen, die aus freiesten Wahlen hervorgegan-
gene, berufene Vertreter aller Arbeiter sein m�ssen. Wir werden das Ziel
der wirtschaftlichen Demokratie erreichen: die konstitutionelle Fabrik auf
demokratischer Grundlage. All das in Verbindung mit der Sozialisierung
der Wirtschaftszweige, die sich, wie vor allem Bergwerke und Erzeugung
von Energie, zur �bernahme in çffentliche oder gemischt wirtschaftliche
Bewirtschaftung eignen oder der çffentlichen Kontrolle unterstellt werden
kçnnen [. . .]“26

Alles das ist mit zu denken. Entscheidend bleibt indes das Inhaltliche:
Entsprechend ihres Mandats hatten die Delegierten der Hohen Versamm-

lung vor allem �ber zwei entscheidende problembehaftete Themen und
letztlich Dokumente deutscher und europ�ischer Nachkriegsordnung zu
entscheiden: �ber eine neue deutsche Reichsverfassung sowie �ber die
Unterzeichnung des Friedensvertrags der Siegerm�chte mit Deutschland,
der den zu jener Zeit nur ruhenden Großen Krieg fçrmlich zu beenden, der
sp�ter Erster Weltkrieg genannt wird. Beiden gab die Nationalversammlung
– dem Letzteren nur unter dem ultimativen Druck der Vereinigten Staaten,
Frankreichs und Großbritanniens – mehrheitlich ihre Zustimmung.

Gewiss: Die junge Republik hatte Gegner, nicht nur rechts oder links,
auch in der b�rgerlichen Mitte, wenn man nur die – nicht dem Kaiser ad
personam, aber dem „monarchischen Legitimit�tsdenken“ – sich verpflich-
tet F�hlenden nimmt.27

Das war zu einem erheblichen Teil unter den Beamten wie auch in der
Justiz gegeben. Wie weit war die Sache des Allgemeinen – die res publica –
tats�chlich in den Kçpfen der staatstragenden Schichten bzw. des ganzen
Volkes? Man wird an die klassische Definition der Republik bei Cicero
erinnert, die unter anderem – �bersetzt – lautet: „Es ist also das Gemein-
wesen die Sache des Volkes, Volk ist aber nicht jede Vereinigung von Men-
schen, die auf irgendeine Weise zusammengew�rfelt wurde, sondern die
Vereinigung einer Menge, die sich aufgrund einer �bereinstimmung bez�g-
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lich des Rechts und einer Gemeinsamkeit bez�glich des Nutzens verbun-
den hat.“28

Indes dr�ngten nach wie vor Teile der Sozialdemokratie, aber vor allem
die aus der USPD hervorgegangene Kommunistische Partei auf sofortige
Auflçsung der Nationalversammlung und Errichtung einer R�tediktatur
sowie den Beginn einer radikalen Sozialisierung.

Nach dem Mord an Luxemburg und Liebknecht war es im ganzen Reich
zu Unruhen gekommen, die auch vor Th�ringen nicht Halt machen, in
Gotha fordern linksradikale Soldatenr�te den Abzug der Truppen Maerkers
aus Weimar, drohen mit Generalstreik und wollen die Landj�ger notfalls
mit Waffengewalt vertreiben. Ein Zug Leipziger Spartakisten, der gegen
Weimar zieht, wird von Maerkers Einheiten auf halber Strecke in Großkor-
betha aufgehalten. Auf welch d�nnem Eis die republikanische F�hrung
sich damals bewegte, wurde offenbar, als Maerkers Soldaten im Juni Flug-
bl�tter �ber der Stadt Weimar abwarfen, in dem zur Ablehnung des Ver-
sailler Vertrags aufgerufen und mit einem Putsch gegen die verfassungs-
gebende Versammlung gedroht wurde. Nur durch die Intervention des
Generals und Hindenburg-Nachfolgers Wilhelm Groener und eine patrioti-
sche Ansprache Eberts konnte ein Aufstand verhindert werden.

Im Th�ringischen waren es vor allem die Arbeiter- und Soldatenr�te in
Gotha, die nun Weimar milit�risch zu besetzen drohten und die National-
versammlung zu beenden sich anschickten. Generalstreik und Gegenstreik
ließen eine komplizierte Lage f�r die Arbeit der Nationalversammlung ent-
stehen. Die allgemeine Krise im Lande, verkompliziert durch die demissio-
nierten Soldaten machten die Fr�hjahrsmonate 1919 zu bewegten Zeiten.
Mehrfach wurde der Belagerungszustand �ber St�dte Mitteldeutschlands
verh�ngt. Dies geschah auch, um die Tagung der Nationalversammlung
nicht weiter zu erschweren.

Die milit�rische Sicherheit Weimars ließ diese Stadt von den Unruhen,
wie sie in Jena, Gotha, Saalfeld, Hildburghausen, Waltershausen und ande-
ren Orten immer wieder aufflammten, unber�hrt. In jenen Orten gab es
Pl�nderungen, Erpressungen und �bergriffe. In Gotha und Sondershausen
stand die Ausrufung der R�tediktatur Anfang Juli unmittelbar bevor.29

„Unbehelligt von allen Unruhen, Wirren und K�mpfen, die sich wieder-
holt in der weiteren Umgebung zutrugen, tagte die Nationalversammlung in
Weimar. Dort kam es in der Stadt zweimal zu Ausschreitungen von Landes-
j�gern, in deren Ersatztruppe auch manche unzuverl�ssige Freiwillige
gelangt waren. In der Nacht vom 17. zum 18. Juni brachen 60 in Unter-
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suchungshaft festgehaltene Landesj�ger aus dem Milit�rgef�ngnis aus, ver-
schafften sich in der Kaserne Waffen und bedrohten noch nachts den im
Residenzschloss wohnenden Reichspr�sidenten Ebert und den Reichs-
wehrminister Noske.“30

�ber Monate hinweg arbeitete die Nationalversammlung an den einzel-
nen Artikeln der Weimarer Reichsverfassung. Lebhafte Auseinandersetzun-
gen bewirkten die Beschl�sse zur Annahme der ultimativ aufgedr�ngten
Versailler Friedensregelung, die die Nationalversammlung annehmen
musste. Ausnahmsweise hatte die Nationalversammlung am 12. Mai in der
neuen Aula der Universit�t Berlin getagt, um gegen die Bedingungen des
Friedensvertrags zu protestieren. Aufzuhalten waren die zwei dann in Wei-
mar gefassten Beschl�sse nicht, die besonders folgenschwer auf lange Zeit
das wirkten: Am 22. und 23. Juni erkl�rten sie sich f�r die Annahme des
Friedensvertrags von Versailles.

In diesem Zusammenhang sei abschließend verwiesen, dass bei all den
inneren Konflikten und politischen Strçmungen und deren Wirkungen auf
die Abgeordneten wie die Regierung keinesfalls die �ußeren Einfl�sse und
Bestrebungen zu vergessen sind. Deutschland liegt in Europa und die euro-
p�ische Politik wurde von vielen konzertiert.

Zun�chst der Blick nach Osten: Was die Frage der Revolution anging, so
gab es auch andere Interessen, als mit der nunmehrigen Verfassungsgebung
das Ende einer solchen Umw�lzung einer Zeitenwende gekommen zu
sehen: „Auch von Moskau aus wird agiert. So dekretierte Lenin noch 1917,
dass nunmehr alle Kraft darauf zu verwenden sei, auch dem deutschen
Reich das Gl�cke einer Revolution zu bescheren.“ Dass man ihm im Okto-
ber 1917 einen Revolutionsfahrplan aush�ndigte als der Zug mehr als acht
Stunden auf dem Anhalter Bahnhof in Berlin pausierte, wo doch sonst von
der Deutschen Reichsbahn alle Signale auf gr�n koordiniert waren.

„Nach dem hoffnungsvollen Auftakt im Fr�hjahr 1919 war die Weltrevo-
lution nicht gerade gl�cklich verlaufen: Berlin kl�glich gescheitert, M�n-
chen im Feuer von Reichswehr und Freikorps zusammengeschossen, Buda-
pest nur eine Episode, die baltischen L�nder ein Hort des Nationalismus,
Finnland schon im Jahr zuvor verloren, Polen, Weißrussland und die
Ukraine auf der Kippe.“31

Im M�rz 1919 wurde in Moskau die Dritte Sozialistische Internationale
aus der Taufe gehoben. Diese bald Komintern genannte Vereinigung hatte
Einfluss auf Deutschland.
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Eine deutsche Republik, die h�tte stabil werden kçnnen, ist vielen so
willkommen nun eben doch nicht. Im Hintergrund wurden F�den gespon-
nen, die bis heute erst in Ans�tzen hinterfragt und erforscht sind.

Ein pr�zise beobachtender Zeitzeuge und Literat beschreibt mit dem Bild
eines Z�richer Hotels zu jenen Jahren: „Alles wird gemeldet, alles �ber-
wacht; kaum dass ein Deutscher von irgendwelchem Range Z�rich betritt,
weiß es die gegnerische Botschaft schon intern und eine Stunde sp�ter
Paris. Ganze B�nde voll wahrer und erfundener Berichte senden Tag f�r
Tag die kleinen und großen Agenten an die Attach�s, und diese weiter. Gl�-
sern sind alle W�nde, �berlauscht die Telefone, aus den Papierkçrben und
von den Lçschbl�ttern wird jede Korrespondenz rekonstruiert, und so toll
wird schließlich dieses Pand�monium, dass viele selbst nicht mehr wissen,
was sie sind, J�ger und Gejagte, Spione und Bespionierte, Verratene oder
Verr�ter.“32

Der Blick nach Westen zeigt, wie am Quai d’Orsay die Nachrichten
ebenso zusammenlaufen wie in den die Nachrichten aufbereitenden Diens-
ten Seiner Majest�t auf den britischen Inseln.

Am 31. Juli verabschiedete die Nationalversammlung ihr Hauptwerk, die
republikanische Reichsverfassung. Ab dem 30. September setzte die Natio-
nalversammlung – nunmehr wieder im Berliner Reichstagsgeb�ude – ihre
Tagungen fort; um ihre T�tigkeit dann im Mai des folgenden Jahre mit den
Wahlen zum Reichstag zu beenden.

Von einem Vçlkerbund und von vçlkerrechtlichen Vereinbarungen war
man noch weit entfernt. Und doch: Die Krise und der Untergang der Repu-
blik haben – bei allen vernetzten Einfl�ssen von Wirtschaft und Politik –
ihre Ursachen im eigenen Land.

Das Reich ger�t in die Krise – mit den Verwerfungen der Weltwirtschaft
beginnend, dann mit dem „Preußen-Schlag“ einen verfassungs- und staats-
rechtlichen Hçhepunkt erreichend, der dann vom Tiefpunkt, den Ereignis-
sen am 30. Januar 1933 – dem Ende der Republik – �bertroffen wird.

Nach den Schlussworten Fehrenbachs, des Pr�sidenten der Nationalver-
sammlung, schieden die Abgeordneten von Weimar als „einer St�tte, in der
von je her die Werke des Friedens bl�hten. Was wir von Weimar erhofften,
haben wir gefunden, und unser Abschied vollzieht sich nicht ohne eine
gewisse Wehmut“33. Am 30. September begann die Nationalversammlung
im Berliner Reichstagsgeb�ude ihren zweiten, letzten Tagungsabschnitt, er
endete am 21. Mai 1920.
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Deutschland 1989
– ein unblutiger Umsturz als Revolution
Von Prof. Dr. Rolf Grçschner

I. „Wir sind das Volk“

„Deutschland 1989“: Ort und Jahr stehen im Titel meines Vortrags f�r einen
unblutigen Umsturz, der in rechtswissenschaftlicher Begriffsbildung die
Bezeichnung als „Revolution“ verdient.1 Wer diesen Umsturz mit Egon
Krenz, dem letzten Generalsekret�r der SED und Staatsratsvorsitzenden
der DDR als „Wende“ bezeichnet, hat f�r das revolution�re Potenzial des
Protests ebenso wenig einen Begriff wie f�r den rebellierenden Freiheits-
willen, der sich im Sprechchor „Wir sind das Volk“ artikulierte.2

Als Straßenparole auf der Leipziger Montagsdemonstration am 9. Okto-
ber 1989 zun�chst gegen die strafrechtliche Stigmatisierung der Demon-
stranten als „Rowdies“ gerichtet, wurde aus einem Leitmotiv von Rebellen
das Leitwort der Revolution.3 Auch wenn es sich um eine Revolution in der
damaligen DDR gehandelt hat, sollte das gesamtdeutsche Bewusstsein
gefestigt genug sein, das einheitsstiftende „Wir“, das zun�chst auf „das“
Volk der DDR bezogen war, nicht geringer zu sch�tzen als dasjenige „Wir“,
das dann den Bezug auf „ein“ Volk aller Deutschen herstellte.4

So gelungen, fast mçchte man sagen genial das Wir-Wort formuliert ist, so
ungl�cklich erscheint aus Sicht der Rechtswissenschaft das Adjektiv
„friedlich“ als Attribut der DDR-Revolution. Gut gemeint ist dieses h�ufig
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1 Leitfaden f�r einen verfassungstheoretisch fundierten Revolutionsbegriff: Preuß, Revolution,
Fortschritt und Verfassung, 1990; Einf�hrung aus der Perspektive der Politikwissenschaft:
Bluhm, Revolution – eine begriffs- und ideengeschichtliche Skizze, Berliner Debatte INITIAL
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Krisen, Staatsstreiche und Revolutionen, 1981; philosophische Positionen: Ernst, Legitima-
tionswandel und Revolution, 1986; anregender Sammelband: Schieder, Revolution und Gesell-
schaft, 1973.
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Umbruch. Die B�rgerbewegung in der DDR 1989, 2000, S. 225 ff.; zum Gebrauch des Wortes
„Wende“ im SED-Politb�ro unter Krenz: Zwahr, in: Fischer / Heydemann (Hrsg.), Die politi-
sche „Wende“ 1989/90 in Sachsen, 1995, S. 210. �ber die „multiplen Wenden des Egon Krenz“
berichtet anschaulich Stolle, Der Aufstand der B�rger, 2001, S. 146 ff.
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Bewegung“ bei Timmer (Fn. 2), S. 151 ff., 175ff.; eindringlicher Zeitzeugenbericht bei Zwahr,
Die Revolution in der DDR, in: Hettling (Hrsg.), Revolution in Deutschland? 1789–1989, 1991,
S. 127 ff.; differenzierte Analysen aufgrund der Archive des MfS bei S�ß, Staatssicherheit am
Ende, 1999.

4 „Wir sind ein Volk“ war der Aufkleber der „Allianz f�r Deutschland“: Zwahr (Fn. 3), S. 135.



verwendete Attribut gewiss. Nur vertr�gt es sich nicht mit einer Eigen-
schaft, die dem Staat seit Thomas Hobbes rechtsphilosophisch zugeschrie-
ben wird: den Frieden auf Erden zu gew�hrleisten.5

Friedlich zu sein, heißt in dieser Begriffstradition bis heute: die Auto-
rit�t des Staates nicht in Frage zu stellen. Die Montagsdemonstranten
waren zwar einig in ihrem bekennenden, durch Kerzen symbolisierten
Gewaltverzicht, in ihrer gemeinsamen Rebellion gegen die bestehende,
als illegitim empfundene Ordnung verhielten sie sich aber im rechtsphi-
losophischen Sinne des Wortes nicht friedlich. Im Gegenteil: Gerade weil
Hunderttausende gegen das Unrechtsregime der SED protestierten – statt
vor dem Unrecht die Augen und mit dem Regime ihren Frieden zu schlie-
ßen –, hatten die demonstrierenden Menschenmassen ohne physische
Gewalt die Wirkung jener „gewaltigen“ Macht einer Massenbewegung,
die unter gl�cklichen Umst�nden der Geschichte zur Selbstaufgabe des
Systems ohne Blutvergießen gef�hrt hat. Unter eben diesen Umst�nden
ist es sogar sehr ungl�cklich, von „friedlicher“ Revolution zu sprechen,
weil damit die Gefahren des Aufbegehrens gegen ein anf�nglich sehr
wohl abwehrbereites totalit�res Regime verharmlost werden. „Wende“ ver-
leugnet die Revolution, „friedliche“ Revolution verschweigt den Mut der
Revolution�re.6

Was die Massivit�t des demonstrativen Protests betrifft, kann der Chro-
nist auf die Gr�ndlichkeit der Observationen und die Genauigkeit der Auf-
zeichnungen durch das Ministerium f�r Staatssicherheit vertrauen: Es
z�hlte in der letzten Oktoberwoche 1989 in den grçßeren St�dten der DDR
145 Demonstrationen mit 540000 Teilnehmern.7 Diese Massendemonstra-
tionen und die Massenflucht, die im Sommer 1989 eingesetzt hatte, erzeug-
ten – nicht zuletzt �ber die Wirkung des Westfernsehens – jenen sozialen
und politischen Druck, dem das alte System nicht mehr standhielt.

II. „Revolution“ – rechtswissenschaftlich

Obwohl es aus soziologischer Sicht gute Gr�nde g�be, von einem „Zusam-
menbruch“ der DDR zu sprechen,8 pl�diere ich aus Sicht der Rechtswissen-
schaft f�r die Auszeichnung als „Revolution“. Grundlage dieses Pl�doyers
ist mein Selbstverst�ndnis als Staatsrechtslehrer, das aus einer spezifischen
Verbindung des �ffentlichen Rechts mit der Rechtsphilosophie resultiert
und eine positivistische Rechtslehre ausschließt.
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Eine nicht-positivistische Rechtslehre interessiert sich auch f�r die phi-
losophischen Prinzipien oder – mit Kants deutschem Wort daf�r – „An-
fangsgr�nde“ des Rechts, die seine Basis bilden und seine Legitimit�t
gew�hrleisten. Als legitimierender Urgrund staatlichen Rechts l�sst sich
seit der Aufkl�rung das Prinzip der Freiheit bestimmen, sei es kantianisch
in einem transzendentalphilosophischen System einer reinen Vernunft-
lehre des Rechts,9 hegelianisch in einer dialektischen Philosophie des poli-
tischen Staates10 oder in anderen, die großen Systeme Kants und Hegels
weiterentwickelnden Theorien freiheitlicher Ordnung.11

Auf dem philosophischen Fundament der Freiheit ist aber auch der
Revolutionsbegriff nicht anders begr�ndbar als freiheitsphilosophisch. Nie-
mand hat dies eindringlicher und �berzeugender dargelegt als Hannah
Arendt in ihrem Buch „On Revolution“, das 1963 in englischer und 1965
in deutscher Sprache erschienen ist.12

Die politische Philosophie Hannah Arendts ist fest in aristotelischer Tra-
dition verwurzelt. Daher bezieht auch Arendts Theorie der Revolution ihre
philosophische Kraft aus der radikalen Unterscheidung zwischen legitimer
und illegitimer Herrschaft. Da es nur ein Ziel der Politik gibt, n�mlich – so
Arendt wçrtlich –, „die Sache der Freiheit gegen das Unheil der Zwangs-
herrschaft jeglicher Art“ zu verteidigen,13 gibt es auch nur einen Zweck
legitimer Revolutionen: despotische Herrschaft zu beseitigen und eine frei-
heitliche Ordnung zu begr�nden.

Wie an anderer Stelle ausf�hrlich dargelegt, ist die aristotelische „poli-
teia“ als politische Ordnung freier und gleicher B�rger der Anfang eines
kr�ftigen Traditionsstrangs alteurop�ischen Freiheitsdenkens, der sich in
Ciceros �bersetzung von „politeia“ mit „res publica“ verst�rkt und mit der
„Republik“ im Staatsnamen des grundgesetzlichen Verfassungsstaates
ebenso verbindet wie mit dem „Freistaat“ als Benennung der republika-
nischen oder synonym freiheitlichen Ordnungen in Bayern, Sachsen und
Th�ringen.14
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